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RA-Klausur 068 – ZR III 

Lösungsskizze 

 

A. Mandantenbegehren 

• Mandantin (M) möchte wissen, ob sie ihre Zuwendungen an Frau Hofer (H) bereits jetzt 

zurückverlangen kann und wie sich die Rechtslage nach jetzigem Stand darstellt 

• M möchte eine Vereinbarung mit H schließen, die ihre Interessen für die Zukunft 

absichert, den aktuellen wirtschaftlichen Spielraum von H nicht allzu sehr einschränkt 

und mit der die grundbuchrechtliche Situation bereinigt und genutzt wird 

B. Gutachten 

I. Vertragliche Grundlage / Ausgangslage  

1. Abschluss zweier Darlehensverträge zwischen M und H 

a. Gewährung der 50.000,- € 

aa. Darlehensvertrag gem. § 488 Abs. 1 BGB wirksam zustande gekommen (§§ 145ff. 

BGB) 

aaa. Angebot von M auf Abschluss eines Darlehensvertrages iHv 50.000,- € in E-Mail vom 

04.04.2014: 50.000,- €, rückzahlbar in monatlichen Raten zu je 500,- € 

bbb. Annahme der H: konkludent mit E-Mail vom 10.06.2014 

ccc. dass keine Darlehenszinsen vereinbart worden sind, steht der Einordnung als 

Darlehensvertrag iSv § 488 BGB nicht entgegen (vgl. auch § 488 Abs. 3 Satz 3 BGB) 

bb. keine sonstigen Bedenken gegen die Wirksamkeit 

aaa. Schriftform nicht erforderlich, da kein Verbraucherdarlehensvertrag iSv § 492 Abs. 1 

BGB, M ist nicht Unternehmerin 

bbb. keine aufschiebende Bedingung der Bestellung einer Sicherheit in Form eines 

Grundpfandrechts (§ 158 Abs. 1 BGB), da die Formulierung in der E-Mail vom 04.04.2014 

(„solltest“, „möglichst“) nicht ergibt, dass mit der Bestellung der Sicherheit der 

Darlehensvertrag „stehen und fallen“ sollte 

cc. bisher keine Kündigung des Darlehensvertrages 

b. Zahlung der 5.000,- € an den Rechtsanwalt des Maklerbüros 

aa. weiterer Darlehensvertrag, keine Schenkung – mehrere Darlehensverträge begründen 

mehrere Schuldverhältnisse 

aaa. Angebot der M in E-Mail vom 10.03.2016 auszulegen als Angebot auf Abschluss eines 

weiteren Darlehensvertrages („Insoweit können wir ja dann wie mit dem Betrag für den 

Kaufpreis verfahren.“) 

bbb. Annahme durch H jedenfalls mit der Mitteilung vom 12.03.2016, dass sie dem 

Rechtsanwalt des Maklers die Zahlung angekündigt habe 

ccc. Auch in „zur Verfügung stellen“ ggü einem Dritten (§ 362 Abs. 2 BGB) kann Valutierung 

liegen. 

ddd. Inhalt: 5.000,- €, rückzahlbar in monatlichen Raten zu je 500,- € 
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eee. Zwischenergebnis: zwei Darlehensverträge  

2. Teilweise Erfüllung, § 362 Abs. 1 BGB 

a. Darlehen über 50.000,- €: bisher sind 14 Raten á 500,- €, mithin insgesamt 7.000,- €, 

zurückgezahlt 

b. Darlehen über 5.000,- €: hierauf ist bisher keine Rückzahlung erfolgt 

3. Fälligkeit der Darlehensrückzahlungsansprüche 

a. § 488 Abs. 1 Satz 2 BGB: Der Darlehensnehmer ist verpflichtet, … bei Fälligkeit das 

zur Verfügung gestellte Darlehen zurückzuzahlen. 

b. § 488 Abs. 3 Satz 1 BGB: Ist für die Rückzahlung des Darlehens eine Zeit nicht 

bestimmt, so hängt die Fälligkeit davon ab, dass der Darlehensgeber oder der 

Darlehensnehmer kündigt. 

Hier haben die Parteien zwar keinen konkreten Zeitraum oder Endpunkt zur Rückzahlung 

benannt, allerdings sollten die Darlehen in monatlichen Raten á 500,- € zurückgezahlt werden, 

offenbar nacheinander. Die Bestimmung des Anfangstermins war nach § 315 BGB der H 

überlassen, nach deren Mitteilung vom 10.06.2014 begann die Rückzahlung im Juli 2014. Die 

Vertragslaufzeit kann daher jeweils konkret ausgerechnet werden, so dass eine konkrete 

Laufzeitbestimmung vorliegt.  

4. Kündigungsrecht der M 

a. ordentliches Kündigungsrecht grundsätzlich ausgeschlossen (§ 488 Abs. 3 Satz 1 

BGB) 

b. außerordentliches Kündigungsrecht, § 490 Abs. 1 BGB: Nach Darlehensauszahlung 

kann der Darlehensgeber „in der Regel“ fristlos kündigen, wenn in den 

Vermögensverhältnissen des Darlehensnehmers oder in der Werthaltigkeit einer für das 

Darlehen gestellten Sicherheit eine wesentliche Verschlechterung eintritt oder einzutreten 

droht, durch die die Rückzahlung des Darlehens, auch unter Verwertung der Sicherheit, 

gefährdet wird. 

Eine solche wesentliche Verschlechterung in den Vermögensverhältnissen der H dürfte sich 

noch nicht ergeben. 

5. Zwischenergebnis: Die beiden Darlehensverträge sind in monatlichen Raten von 500,- 

€ zurückzuzahlen, ein (außerordentliches) Kündigungsrecht besteht zurzeit nicht.  

 

II. Rechtsgestaltung zugunsten der Mandantin 

1. Schriftliche Fixierung der Darlehensverträge unter Beachtung der wirtschaftlichen 

Vorgaben von M 

Es sollte ein Gesamtdarlehen (Zusammenführung der Beträge) schriftlich fixiert, die bisherigen 

Zahlungen berücksichtigt, der aktuelle Forderungsbetrag benannt werden. 

Vertragsbedingungen hinsichtlich Fälligkeit, Art und Weise der Rückzahlung, Verzug und 

etwaigen Kündigungsmöglichkeiten sollten überlegt werden, wobei die wirtschaftlichen 

Vorgaben von M zu beachten sind: 
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a. bis 31.12.2017 sollten insgesamt mind. 2.500,- € auf die Gesamtforderung 

zurückgezahlt werden: dazu bedarf es abändernder vertraglicher Vereinbarung, mit der die 

Fälligkeit entsprechend hinausgeschoben wird, möglich durch Stundungsvereinbarung 

b. ab 01.01.2018 sollten wieder monatliche Raten á 500,- € zurückgezahlt werden 

(konkreten Fälligkeitszeitpunkt vereinbaren (etwa „zum Ersten eines jeden Monats“ oder 

entsprechend § 556b Abs. 1 BGB: „zum dritten Werktag“ eines jeden Monats) 

c. verzugsbegründende Mahnung dann nicht mehr erforderlich (§ 286 Abs. 2 Nr. 1 BGB) 

d. M möchte sich für den Fall, dass es H nicht gelingen sollte, bis Ende 2017 2.500,- € 

zurückzuzahlen oder falls H danach in Verzug gerät, offenhalten, den offenen Restbetrag 

insgesamt zurückzuverlangen:  

aa. Vereinbarung einer Kündigungsmöglichkeit, da § 488 Abs. 3 BGB dispositiv ist ODER 

bb. sofortige Fälligstellung der Gesamtforderung für den Fall des Zahlungsverzugs (ggf. 

erst ab Zahlungsverzug mit mehr als zwei Monatsraten)    

2. daneben: (abstraktes) Schuldanerkenntnis, § 781 BGB 

a.  Abgrenzung deklaratorisches / abstraktes Schuldanerkenntnis 

b. im Interesse einer möglichst großen Absicherung der Mandantin dürfte es ratsam sein, 

zusätzlich ein abstraktes/konstitutives Schuldanerkenntnis in eine Vereinbarung 

aufzunehmen, das neben das ursprüngliche Schuldverhältnis tritt 

c. Forderung aus dem abstrakten Schuldanerkenntnis wäre im Zweifel sofort fällig (§ 271 

Abs. 1 BGB), so dass auch insoweit die Stundungsabrede samt Ratenzahlungsvereinbarung 

gelten sollte; Gesamtfälligstellung parallel zum Darlehensvertrag 

3. Sicherung bei freihändigem Verkauf – Vorausabtretung 

a. freihändiger Verkauf wirtschaftlich sinnvoller, da höherer Ertrag zu erwarten 

b. Voraus-Sicherungsabtretung der Kaufpreisforderung gegen einen künftigen Erwerber 

an M - § 398 BGB, Bestimmbarkeit der Forderung genügt, Form des Grundgeschäfts nicht 

erforderlich 

c. Übersicherung vermeiden durch angemessene Beschränkung der Abtretung der Höhe 

nach 

4. Sicherung durch Eintragung eines Grundpfandrechts 

a. Bestellung einer (nicht akzessorischen) (Sicherungs-)Grundschuld zugunsten von M, 

Grundschuld für M günstiger als Hypothek (wegen größerer Verkehrsfähigkeit) 

aa. Bestellung als Fremdgrundschuld gem. § 873 BGB durch Einigung und Eintragung 

bb. als Rechtsfolge könnte M die Zwangsvollstreckung aus der Grundschuld betreiben, §§ 

1192 Abs. 1, 1147 BGB 

cc. auch bei Sicherungsgrundschuld: keine Akzessorität zwischen gesicherter Forderung 

und Grundschuld, Sicherungszweck sollte in der zu treffenden Sicherungsabrede deutlich 

herausgestellt werden 

dd. Sicherungsabrede ist formfrei möglich 

b. Umgang mit den Vorbelastungen 
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aa. Zwangssicherungshypothek zugunsten des Finanzamts spielt lt. SV keine Rolle, da sie 

definitiv gelöscht wird 

bb. Zwangssicherungshypothek iHv 5.000,- € zugunsten der Makler Müller GmbH 

aaa. Zahlung an RA hatte erfüllende Wirkung (§§ 362 Abs. 1, 267 Abs. 1 BGB) 

bbb. Zwangssicherungshypothek wurde durch Erlöschen der gesicherten Forderung zur 

Eigentümergrundschuld (§§ 1163 Abs. 1 Satz 2, 1192 Abs. 1, 1177 Abs. 1 BGB) und könnte 

– unter Erhaltung ihres Rangs – durch H übertragen werden 

ccc. kein gesetzlicher Forderungsübergang gem. § 268 Abs. 3 BGB und Übergang der 

Hypothek nach §§ 1153, 401 Abs. 1, 412 BGB auf M, da kein drohender Rechts- oder 

Besitzverlust bei M als derjenigen, die den Gläubiger des Schuldners befriedigt (§§ 268 Abs. 

1, 1150 BGB): M stand zum maßgeblichen Zeitpunkt der Ablösung weder ein dingliches Recht 

am Grundstück der H zu, noch hatte sie hieran unmittelbaren oder mittelbaren Besitz 

ddd. Zwischenergebnis: Grundbuch ist unrichtig, da Eigentümergrundschuld; anstelle 

Zustimmung zur Umschreibung in Eigentümergrundschuld kann H auch Zustimmung zur 

Löschung verlangen; Löschung ist von der Makler Müller GmbH zu bewilligen 

5. Gerichtsstandsvereinbarung  

a. zwar Gerichtsstandsvereinbarung nach § 38 Abs. 2 Satz 1 ZPO auch bei 

Nichtkaufleuten möglich, da M ihren allg. Gerichtsstand nicht im Inland hat 

b. jedoch § 38 Abs. 2 Satz 3 ZPO: Hat eine der Parteien einen inländischen allgemeinen 

Gerichtsstand, so kann für das Inland nur ein Gericht gewählt werden, bei dem diese Partei 

ihren allgemeinen Gerichtsstand hat oder ein besonderer Gerichtsstand begründet ist. 

aa. allg. Gerichtsstand der H in Simmern (Hunsrück), so dass nach §§ 23, 71 GVG, §§ 12, 

13 ZPO das LG Bad Kreuznach zuständig ist 

bb. Erfüllungsort nach § 29 Abs. 1 ZPO: ebenfalls Wohnort der Schuldnerin 

c. § 24 ZPO: Bei Klage aus der zu bestellenden Grundschuld ist ausschließlich das LG 

Bad Kreuznach zuständig, so dass insoweit keine Prorogation möglich ist (§ 40 Abs. 2 Nr. 2 

ZPO). 

d. Aufnahme einer Gerichtsstandsvereinbarung in Bezug auf das LG Saarbrücken ist 

nicht möglich. 

6. Formerfordernisse 

a. Grundvereinbarung bzgl. der ursprünglichen Darlehen bedarf grds. nicht der 

Schriftform 

b. abstraktes Schuldanerkenntnis, § 781 Satz 1 BGB, bedarf der Schriftform (kein 

Handelsgeschäft der Schuldnerin gem. § 350 HGB) 

c. Bestellung der Grundschuld: Einigung iSv § 873 BGB formfrei möglich; 

Eintragungsbewilligung der Grundstückseigentümerin (H) bedarf der notariellen 

Beglaubigung, § 29 Abs. 1 GBO; Sicherungsabrede nicht formbedürftig 

d. Unterwerfungserklärung unter die sofortige Zwangsvollstreckung erfordert notarielle 

Urkunde  

aa. In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, die Grundschuldbestellung notariell zu 

beurkunden, damit H sich in der Urkunde nach §§ 794 Nr. 5, 800 ZPO selbst und den jeweiligen 



5 
 

Eigentümer der sofortigen Zwangsvollstreckung in den Grundbesitz unterwerfen könnte, damit 

M ohne vorherige Klage auf Duldung der ZV aus der Grundschuld sogleich aus dem Titel 

vorgehen könnte. Der Inhalt des Anspruchs, der durch die Urkunde tituliert werden soll, muss 

hinreichend bestimmt sein. Soll sich die Unterwerfungserklärung (auch) gegen den jeweiligen 

Grundstückseigentümer richten, muss sie ins Grundbuch eingetragen werden, § 800 Abs. 1 

Satz 2 ZPO.  

bb. Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung auch über das Grundstück 

hinaus? Vorliegend dürfte es M aufgrund der finanziellen Situation der H vorwiegend um eine 

mögliche Befriedigung aus dem Grundstück gehen.  

 

C. Zweckmäßigkeitserwägungen 

(können auch bereits im Gutachten eingebunden sein) 

• schriftliche Fixierung der Darlehensverträge, zusätzlich abstraktes Schuldanerkenntnis 

• Bestellung einer Sicherungsgrundschuld sowie Löschung der nunmehr kraft Gesetzes 

der H als Eigentümergrundschuld zustehenden Zwangssicherungshypothek 

• Grundschuldbestellung sollte in notarieller Urkunde erfolgen, in dieser sollte H zugleich 

die Unterwerfung unter die sofortige Zwangsvollstreckung aus der Grundschuld in das 

Grundstück auch gegen den/die jeweiligen Grundstückseigentümer erklären 

 

D. Entwurf einer (notariellen) Vereinbarung – Bearbeitungszeitpunkt 07.02.2017 

Bsp.: 

Vereinbarung 

zwischen 

Frau Patricia Dupont, 12 Rue Principal, F-57211 Saargemünd, Frankreich (Darlehensgeberin 

bzw. Gläubigerin) 

und 

Frau Anne Hofer, Im Tal 4, 55469 Simmern (Hunsrück), Deutschland (Darlehensnehmerin 

bzw. Schuldnerin) 

 

Präambel 

Frau Dupont hat Frau Hofer zum Ankauf des Grundstücks in Simmern (Hunsrück), Im Tal 4, 

ein zinsloses Darlehen über insgesamt 50.000,- € gewährt. Die Rückzahlung erfolgt in 

monatlichen Raten zu je 500,- €, beginnend mit dem Monat Juli 2014. Frau Hofer ist 

mittlerweile Eigentümerin des vorbenannten Grundstücks. 

Das Darlehen ist in voller Höhe ausgezahlt. Bis zum heutigen Tag (07.02.2017) sind insgesamt 

14 Raten zu je 500,- €, insgesamt also 7.000,- €, auf die Darlehenssumme gezahlt worden. 

Daneben hat Frau Dupont Frau Hofer ein weiteres Darlehen in Höhe von 5.000,- € gewährt, 

welches ebenfalls bereits ausgezahlt wurde und in monatlichen Raten zu je 500,- € 

zurückzuzahlen ist. Hierauf sind bisher keine Zahlungen geleistet worden. 
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§ 1 Gesamtdarlehen 

Die beiden vorgenannten Einzeldarlehenssummen werden zusammengefasst. Unter 

Berücksichtigung der bisherigen Zahlungen der Darlehensnehmerin wird eine 

Gesamtdarlehenssumme von 48.000,- € (im Folgenden: Darlehen) festgeschrieben.  

Dieser Betrag ist bereits an die Darlehensnehmerin ausbezahlt. 

§ 2 Schuldanerkenntnis 

Die Darlehensnehmerin erkennt darüber hinaus in Form eines abstrakten 

Schuldanerkenntnisses an, der Darlehensgeberin zum heutigen Tag 48.000,- € zu schulden.  

§ 3 Fälligkeit, Tilgung, Darlehenszinsen 

1.  

Das Darlehen wird zinslos gewährt. Die Tilgung soll dergestalt erfolgen, dass bis spätestens 

zum 31.12.2017 mindestens 2.500,- € auf das Darlehen zu zahlen sind. Im Übrigen wird das 

Darlehen bis zu diesem Zeitpunkt gestundet. Sofern bis zum 31.12.2017 mindestens 2.500,- 

€ gezahlt sind, erfolgt die weitere Rückzahlung ab dem 01.01.2018 in monatlichen Raten zu 

500,- € zum jeweils Ersten eines Monats. Zu weitergehenden Zahlungen ist die 

Darlehensnehmerin jederzeit berechtigt. Die Laufzeit des Vertrags beginnt mit der 

Unterzeichnung dieses Vertrages. 

2.  

Die unter § 3 Ziffer 1. geregelte Fälligkeits- und Tilgungsvereinbarung gilt gleichermaßen für 

die Forderung aus dem abstrakten Schuldanerkenntnis (§ 2). 

§ 4 Verzug, Kündigung  

1. 

Für den Fall, dass die Darlehensnehmerin entweder nicht bis zum 31.12.2017 einen Betrag in 

Höhe von mindestens 2.500,- € zurückgezahlt hat oder aber mit den hierauf folgenden 

Darlehensraten in Höhe von jeweils 500,- € mit insgesamt mehr als zwei Monatsraten in 

Verzug gerät, ist die Darlehensgeberin berechtigt, das Darlehen ohne Einhaltung einer 

Kündigungsfrist zu kündigen, mit der Folge, dass der bis zu diesem Zeitpunkt noch 

offenstehende Darlehensbetrag sofort zur Zahlung fällig wird. 

(alternativ: „Für den Fall, dass die Darlehensnehmerin entweder nicht bis zum 31.12.2017 

einen Betrag in Höhe von mindestens 2.500,- € zurückgezahlt hat oder aber mit den hierauf 

folgenden Darlehensraten in Höhe von jeweils 500,- € mit insgesamt mehr als zwei 

Monatsraten in Verzug gerät, wird die bis zu diesem Zeitpunkt noch offenstehende 

Darlehensforderung sofort zur Zahlung fällig. Einer Kündigung bedarf es in diesem Fall nicht.“) 

2. 

Ab dem Eintritt des Verzugs wird die noch offene Forderung mit fünf Prozentpunkten über dem 

jeweiligen Basiszinssatz verzinst. Weitergehende Ansprüche aus Verzug bleiben unberührt. 

3. 

Ziffer 1 und 2 gelten gleichermaßen für die Forderung nach § 2. 

 

§ 5 Sicherheiten  
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1. 

Zur Sicherung der in § 1 und § 2 genannten Forderung tritt die Darlehensnehmerin hiermit für 

den Fall des freihändigen Verkaufs des Grundstücks, Im Tal 4, Simmern (Hunsrück), bereits 

heute den Anspruch auf Kaufpreiszahlung gegen den jeweiligen Erwerber an die 

Darlehensgeberin in Höhe der unter § 1 genannten Forderung ab. Die Darlehensgeberin 

nimmt die Abtretung an. 

Sobald die abgetretene Forderung die jeweils bestehende Forderung der Darlehensgeberin 

gegen die Darlehensnehmerin um mehr als 110 % übersteigt, wird die Darlehensgeberin der 

Darlehensnehmerin auf deren Verlangen die Forderung bis zur Höhe des Mehrbetrages 

zurückübertragen. 

2. 

a) Zur Sicherung der in § 1 und § 2 genannten Forderung (inklusive Zinsen), bestellt die 

Darlehensnehmerin zugunsten der Darlehensgeberin an dem Grundstück, Im Tal 4, 55469 

Simmern (Hunsrück), Flur 3, Flurstück 14 eine Grundschuld 1. Rangs in Höhe von 48.000,- €. 

Die Erteilung eines Grundschuldbriefes ist ausgeschlossen. 

Die Darlehensnehmerin bewilligt und beantragt hiermit die Eintragung der vorstehenden 

Grundschuld. 

b) Die Darlehensnehmerin unterwirft sich wegen des unter a) genannten Grundschuldbetrages 

der sofortigen Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde in den belasteten Grundbesitz in der 

Weise, dass die Zwangsvollstreckung aus dieser Urkunde gegen den jeweiligen Eigentümer 

des belasteten Grundstücks zulässig ist. 

Die Darlehensnehmerin beantragt, der Darlehensgeberin schon jetzt eine vollstreckbare 

Ausfertigung dieser Urkunde zu erteilen sowie die Eintragung dieser Unterwerfungsklausel in 

das Grundbuch. 

c) Die Darlehensgeberin wird die Zwangsvollstreckung nicht vor Eintritt des unter § 4 dieses 

Vertrags beschriebenen Verzuges beginnen. 

d) Die Darlehensnehmerin wird die Löschung der Zwangssicherungshypothek der Makler 

Müller GmbH betreiben und ggf. zu diesem Zweck ihren Löschungsanspruch ggü. dieser 

geltend machen. 

 

Diese Niederschrift wurde den Erschienen vorgelesen, von ihnen genehmigt und eigenhändig 

wie folgt unterschrieben: 

 

 

-------------------    ------------------    ------------------  

Patricia Dupont   Anne Hofer    Notar/in 

Ort, Datum    Ort, Datum    Ort, Datum 


